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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 9a V 41/05 B 

 

 

 
.................................... , 
 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Hessen, 
vertreten durch das Regierungspräsidium Gießen 
- Landesversorgungsamt Hessen -, 
Landgraf-Philipp-Platz 1-7, 35390 Gießen, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 

 

Der 9a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Januar 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d ,   den Richter   D a u   und die 

Richterin   K n i c k r e h m 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die  

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Hessischen Landessozialgerichts 

vom 25. August 2005 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsan- 

walt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im vor- 

stehend genannten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außer- 

gerichtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Hessische Landessozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom 25. August 2005 die Auffassung 

des Beklagten und des erstinstanzlichen Sozialgerichts Frankfurt/Main bestätigt, wonach der in 

seiner Heimat Serbien lebende Kläger wegen der gesundheitlichen Folgen einer 1943 als Kind 

durch Bombenexplosion erlittenen Verletzung keinen Anspruch auf Versorgung nach dem Bun-

desversorgungsgesetz (BVG) hat. Er beziehe wegen der Verletzungsfolgen eine - wenn auch 

geringe - Unterstützung seines Heimatlandes; § 7 Abs 2 BVG schließe in solchen Fällen die 

Versorgung aus. Die Revision hat das LSG nicht zugelassen. 

 

Dagegen hat der Kläger Beschwerde zum Bundessozialgericht (BSG) eingelegt und beantragt, 

ihm für dieses Verfahren Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt als Prozess-

bevollmächtigten beizuordnen. 

 

Dem Antrag auf Prozesskostenhilfe kann nicht stattgegeben werden. 

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung kann einem Beteiligten 

für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn die beab-

sichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Das ist hier nicht der Fall. Es 

ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 166 Abs 2 SGG) in der 

Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers erfolgreich zu begründen. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts 

abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulas-

sungsgrund ist weder nach dem Vorbringen des Klägers noch nach summarischer Prüfung des 

Streitstoffes ersichtlich. 

 

Insbesondere liegen die in § 160 Abs 2 Nr 1 und 2 SGG genannten Zulassungsgründe nicht 

vor. Der vorliegende Fall wirft keine Fragen auf, die nicht in den zahlreichen, vom LSG im Beru-

fungsurteil zitierten Entscheidungen des BSG bereits beantwortet wären. Von den in diesen 

Entscheidungen aufgestellten Rechtsgrundsätzen ist das LSG nicht abgewichen.  

 

Die vom Kläger persönlich eingelegte Beschwerde ist unzulässig, weil er sich nicht von einem 

nach § 166 Abs 2 SGG postulationsfähigen Prozessbevollmächtigten hat vertreten lassen. Die 

Beschwerde ist deshalb gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG ohne Zuzie-

hung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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